
In einem 
Namensar-
tikel nimmt 
der Vorsit-
zende der 
CDU-Frakti-
on des Ber-

liner Abgeordnetenhau-
ses, Nicolas Zimmer, zur 
Jugendkriminalität in 
Berlin Stellung.
Seit dem Mord an den 
7-jährigen Christian in 
Zehlendorf im vergan-
genen Sommer ist die 
Debatte um jugendliche 
Intensivtäter voll ent-
brannt. Der 16-jährige 
Täter Keith M. war kein 
unbeschriebenes Blatt 
und konnte bis zum Mord  
trotz zahlreicher  Vor-
strafen unbehelligt sein 
Unwesen treiben und 
seine Umwelt drangsalie-
ren. Die politische Linke 
ist vor der Eröffnung des 
Prozesses gegen Keith M. 
aus übertriebener Sorge 
um jugendliche Serien-
schläger gegenüber den 
Opfern in Erklärungsnot 
geraten. Trotzdem wird 
weiter gemauert, Fehler 
bei der Strafverfolgung 
nicht zugegeben und die 
Kuschelpädagogik in be-
währter Tradition der 
68er-Ideologie als Erzie-
hungsmaßnahme weiter 
propagiert. Auf der Strecke 
bleiben wieder einmal die 
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In KürzeKuschelpädagogik fördert kriminelle Karrieren
Opfer. Mit der Folge, dass 
immer noch die Jugendkri-
minalität in Berlin auf ei-
nem hohen Niveau ist und 
die Brutalität von Jugendli-
chen weiter zunimmt. Ein 
jugendlicher Intensivtäter 
wird dann erst von der Jus-

tiz wirklich belangt, wenn 
er ein Dutzend Straftaten 
begangen hat. Solange 
wird er im Glauben, dass 
die Justiz ihm nichts an-
haben kann, nach Delik-
ten wie Körperverletzung, 
Raub oder Sachbeschädi-
gungen immer wieder frei-
gelassen. Das fördert in 

unverantwortlicher Weise 
die Karrieren von jugend-
lichen Intensivtätern. Hier 
geht der Täterschutz ein-
deutig zu weit. Dass das 
Sofortprogramm der CDU-
Fraktion gegen Jugendkri-
minalität vom Senat im-

mer noch nicht umgesetzt 
worden ist, ist deshalb  
leider keine Überraschung.  
SPD und der Linkspartei 
fehlt einfach der politi-
sche Wille für eine effekti-
ve Strafverfolgung. Hinzu 
kommt, dass in den vergan-
genen Jahren von Rot-Rot 
Kürzungen bei den Hilfen 

zur Erziehung und für Ju-
gendprojekte in Höhe von 
169 Millionen Euro vor-
genommen worden sind.  
Die Berliner Union erwar-
tet vom Senat eine Bundes-
ratsinitiative zur Änderung 
des Jugendstrafrechts. 

Potent ie l len 
Gewalttätern 
muss gleich am 
Anfang ihrer 
Karriere mit 
allen Instru-
menten des 
Rechtsstaates 
klar gemacht 
werden, wo 
die Grenzen 
liegen. Dazu 
gehört unter 
anderem die 
A n w e n d u n g 
des Erwachse-
nenstrafrechts 
als Regelfall 
für Heran-
w a c h s e n d e ,  
die Möglich-
keit der An-
ordnung eines 
Jugendarrests 

neben einer Bewährungs-
strafe und eine Herabset-
zung des Alters der Straf-
mündigkeit.

Das Sofortprogramm der 
CDU-Fraktion erhalten Sie 
unter: www.cdu-fraktion.
berlin.de unter dem Link 
‚Anträge’.

Das Berliner 
C D U - M i t -
glied im Eu-
ropäischen 
Parlament, 
Roland Ge-
walt, er-
klärt in ei-

nem Namensartikel, dass 
es auch in Zukunft kein 
kommunales Wahlrecht 
für alle Ausländer in Ber-
lin geben wird: 
Ein Vorstoß der politi-
schen Linken, allen Aus-
ländern - selbst jenen, die 
keinen sicheren Aufent-
haltsstatus haben - ein 
Wahlrecht zu geben, ist 
im Europäischen Par-
lament am Widerstand 
von CDU/CSU und ihrer 
europäischen Schwes-

terparteien gescheitert. 
Eine Gleichsetzung von 
Drittstaatsangehörigen 
mit EU-Bürgern und deut-
schen Staatsbürgern im 
Bezug auf das Wahlrecht 
bedeutet letztlich eine 
Diskriminierung der EU-
Bürger und wird deshalb 
von der Union kategorisch 
abgelehnt. 
Die Europäische Union 
verfolgt seit Adenauer 
das Ziel, gleiches Recht 
für alle EU-Bürger in al-
len EU-Mitgliedsländern 
zu schaffen. Ein unein-
geschränktes Ausländer-
wahlrecht wie es die poli-
tische Linke will, verletzt 
diesen Grundsatz massiv. 
Ein Berliner mit deut-
schem Paß, wenn er sich 

in den USA und der Türkei 
niederläßt, hat dort näm-
lich kein Wahlrecht. Nach 
der Ent-
scheidung 
im Euro-
p ä i s c h e n 
Parlament 
bleibt der 
d e u t s c h e 
V e r f a s -
s u n g s -
grundsatz, 
daß Wahl-
bürger nur 
S t a a t s -
a n g e h ö -
rige sein 
k ö n n e n , 
e r w e i t e r t 
durch das 
Wahlrecht der EU-Bür-
ger, erhalten. Die Union 
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Merkel: Politische Rolle 
der Nato stärken
Kanzlerin Merkel hat 
zum Auftakt der 42. 
Münchner Konferenz 
für Sicherheitspolitik die 
besondere Bedeutung 
der transatlantischen 
Partnerschaft betont. 
„Das wiedervereinigte 
Deutschland sei bereit, 
vermehrt Verantwor-
tung auch über das ei-
gentliche Bündnisgebiet 
hinaus zu übernehmen.“ 
Europäische Einigung 
und transatlantische 
Partnerschaft blieben 
die beiden Säulen der 
deutschen Außen- und 
Sicherheitspolitik.

Yorckbrücken als Indus-
triedenkmal erhalten
Der kulturpolitische 
Sprecher der CDU-Frak-
tion des Abgeordneten-
hauses von Berlin, Uwe 
Lehmann-Brauns, posi-
tioniert sich klar gegen 
den beabsichtigten Ab-
riss der Yorckbrücken 
in Kreuzberg. Ihr Abriss 
bedeute einen nicht 
wiedergutzumachenden 
Gesichtsverlust für die 
Berliner Innenstadt. Die 
CDU-Fraktion wird den 
Vorgang im Parlament 
zur Sprache bringen. Zu 
prüfen sei, ob das Brü-
ckengelände nicht in die 
Obhut des Museums für 
Verkehr und Technik ge-
geben werden kann.  

Bögers Sprachförde-
rung greift zu kurz
Die CDU-Schulpoliti-
kerin Katrin Schultze-
Berndt begrüßt den 
Versuch von SPD-Schul-
senator Böger, die deut-
schen Sprachkenntnis-
se gerade von Schülern 
nicht-deutscher Her-
kunft zu verbessern. 
Die nunmehr drei statt 
bisher zwei Stunden am 
Tag der halbjährigen 
Sprachförderung vor 
Schulbeginn seien ein 
Anfang, greifen jedoch 
zu kurz. Maßnahmen, 
wie die Verabredung an 
der Hoover-Realschule, 
als Umgangssprache nur 
Deutsch zu verwenden, 
sollten flächendeckend 
vom Bildungssenator an-
geregt werden. 

Europäisches Parlament

und ihre europäischen 
Schwesterparteien haben 
in Straßburg erfolgreich 

verhindert, 
daß Auslän-
der ohne ei-
nen siche-
ren Aufent-
haltsstatus, 
o f t m a l s 
nur gedul-
det wegen 
f e h l e n d e r 
A b s c h i e -
bungsmög-
lichkeiten, 
beim Wahl-
recht mit 
deutschen 
S t a a t s a n -
g e h ö r i g e n 

und EU-Bürgern in Berlin 
gleichgestellt werden.


